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Abstimmverhalten 

der schleswig-holsteinischen Landesregierung 

anlässlich der 

949. Sitzung des Bundesrates 

am 14. Oktober 2016 

 
Angaben ohne Gewähr – es gelten die Beschlussdrucksachen des Bundesrates Link  
 
Ergänzend zu den nachfolgenden Angaben wird auf das Plenarprotokoll  verwiesen. 

 
1. Wahl des Präsidiums 

 

gemäß Artikel 52 Absatz 1 GG i.V.m. § 5 Absatz 1 GO BR 
 

Die Landesregierung hat den Wahlvorschlag unterstützt. 
 

  

2. Wahl des Vorsitzenden und der stellvertretenden Vorsitzenden der Europakam-
mer 
 

gemäß § 45c GO BR 
 

Die Landesregierung hat den Wahlvorschlag unterstützt. 
 

  

3. Wahl der Vorsitzenden der Ausschüsse 
 

gemäß § 12 Absatz 1 GO BR 

Drucksache 452/16 
 

Die Landesregierung hat den Wahlvorschlag unterstützt. 
 

  

4. Wahl der Schriftführer 
 

gemäß § 10 Absatz 1 GO BR 
 

Die Landesregierung hat den Wahlvorschlag unterstützt. 
 

  

5. Gesetz zur Anpassung des Erbschaftsteuer- und Schenkungsteuergesetzes an die 
Rechtsprechung des Bundesverfassungsgerichts 
 

gemäß Artikel 105 Absatz 3 GG 
Drucksache 555/16 

 
Die Landesregierung stimmte dem Gesetz in der vom Vermittlungsausschuss 
geänderten Fassung zu und gab eine Erklärung zu Protokoll (Anlage). 

 

  

http://www.bundesrat.de/DE/dokumente/dokumente-node.html
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6. Gesetz zur steuerlichen Förderung von Elektromobilität im Straßenverkehr 
 

gemäß Artikel 105 Absatz 3 GG 
Drucksache 523/16 

 
Die Landesregierung stimmte dem Gesetz zu.  

 

  Fz  

7. 
GrüLi 

Gesetz zur Bekämpfung der Verbreitung neuer psychoaktiver Stoffe 
 

gemäß Artikel 77 Absatz 2 GG 

Drucksache 524/16 
 

Die Landesregierung hat die Anrufung des Vermittlungsausschusses nicht verlangt.  
 

  G  

8. 
GrüLi 

Gesetz zur Änderung des Gesetzes über die Errichtung einer Otto-von-Bismarck-
Stiftung 
 

gemäß Artikel 77 Absatz 2 GG 
Drucksache 525/16 

 
Die Landesregierung hat die Anrufung des Vermittlungsausschusses nicht verlangt. 

 

  K  

9. 
GrüLi 

Gesetz zur Durchführung der Verordnung (EU) Nr. 655/2014 sowie zur Änderung sons-
tiger zivilprozessualer, grundbuchrechtlicher und vermögensrechtlicher Vor-
schriften und zur Änderung der Justizbeitreibungsordnung (EuKoPfVODG) 
 

gemäß Artikel 77 Absatz 2 GG 
Drucksache 526/16 

 
Die Landesregierung hat die Anrufung des Vermittlungsausschusses nicht verlangt. 

 

  R  

10. 
GrüLi 

Gesetz zur Änderung abfallverbringungsrechtlicher Vorschriften 
 

gemäß Artikel 84 Absatz 1 Satz 5 und 6 GG 

Drucksache 527/16 
 

Die Landesregierung stimmte dem Gesetz zu.  
 

  U  

11. 
GrüLi 

a) Gesetz zur Änderung bewachungsrechtlicher Vorschriften 
 

gemäß Artikel 77 Absatz 2 GG 

Drucksache 529/16 
 

Die Landesregierung hat die Anrufung des Vermittlungsausschusses nicht verlangt. 
 

  Wi  

11. 
GrüLi 

b) Verordnung zur Änderung der Bewachungsverordnung 
 

gemäß Artikel 80 Absatz 2 GG 
Drucksache 449/16 

Drucksache 449/1/16 
 

Die Landesregierung hat der Verordnung nach Maßgabe zugestimmt.  
 

  Wi  
AIS  
In  
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12. 
GrüLi 

Gesetz zu der Mehrseitigen Vereinbarung vom 27. Januar 2016 zwischen den zustän-
digen Behörden über den Austausch länderbezogener Berichte 
 

gemäß Artikel 108 Absatz 5 Satz 2 GG 

Drucksache 531/16 
 

Die Landesregierung stimmte dem Gesetz zu.  
 

  Fz  

13. Entwurf eines Gesetzes zur Verbesserung der Beistandsmöglichkeiten unter Ehe-
gatten und Lebenspartnern in Angelegenheiten der Gesundheitssorge und in Fürsor-
geangelegenheiten 
 

gemäß Artikel 76 Absatz 1 GG 

Antrag der Länder Baden-Württemberg, Bayern, 
Brandenburg, Mecklenburg-Vorpommern, Nordrhein-
Westfalen, Schleswig-Holstein, Beitritt Bremen, Saarland, 
Sachsen-Anhalt 

Drucksache 505/16 
Drucksache 505/1/16 

 
Die Landesregierung hat die Einbringung des Gesetzentwurfes und die Bestellung 
eines Beauftragten unterstützt.  

 

  R  
FS  
G  

14. Entschließung des Bunderates "Freiwilligendienste stärker unterstützen und anerken-
nen" 
 

Antrag des Landes Nordrhein-Westfalen 
Drucksache 516/16 

Drucksache 516/1/16 
 

Die Landesregierung hat das Fassen der Entschließung unterstützt.  
 

  FJ  
AIS  
Fz  

15. Entschließung des Bundesrates zur "Einführung eines neuen Tatbestandes in die Buß-
geldkatalog-Verordnung mit einer erhöhten Geldbuße zum Schutze der Infrastruktur" 
 

Antrag des Landes Nordrhein-Westfalen 
Drucksache 517/16 

 
Die Landesregierung hat das Fassen der Entschließung unterstützt.  

 

  Vk  
In  

16. 
GrüLi 

Entwurf eines Gesetzes zur Auflösung der Bundesmonopolverwaltung für Branntwein 
und zur Änderung weiterer Gesetze (Branntweinmonopolverwaltung-
Auflösungsgesetz - BfBAG) 
 

gemäß Artikel 76 Absatz 2 GG 
Drucksache 489/16 

 
Die Landesregierung hat keine Einwendungen gegen den Gesetzentwurf erhoben.  

 

  Fz  
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17. Entwurf eines Gesetzes zur Stärkung der Heil- und Hilfsmittelversorgung (Heil- und 
Hilfsmittelversorgungsgesetz - HHVG) 
 

gemäß Artikel 76 Absatz 2 GG 

Drucksache 490/16 
Drucksache 490/1/16 

 
Die Landesregierung hat die Stellungnahme des Bundesrates überwiegend unterstützt.  

 

  G  

18. Entwurf eines Gesetzes zum Abbau verzichtbarer Anordnungen der Schriftform im 
Verwaltungsrecht des Bundes 
 

gemäß Artikel 76 Absatz 2 GG 

Drucksache 491/16 
Drucksache 491/1/16 

 
Die Landesregierung hat die Stellungnahme des Bundesrates überwiegend unterstützt.  

 

  In  
FS  
G  
 U  

19. Entwurf eines Gesetzes zur Erweiterung der Medienöffentlichkeit in Gerichtsverfahren 
und zur Verbesserung der Kommunikationshilfen für Menschen mit Sprach- und Hörbe-
hinderungen (Gesetz über die Erweiterung der Medienöffentlichkeit in Gerichtsver-
fahren - EMöGG) 
 

gemäß Artikel 76 Absatz 2 GG 

Drucksache 492/16 
Drucksache 492/1/16 

 
Die Landesregierung hat die Stellungnahme des Bundesrates unterstützt.  

 

  R  
AIS  
K  

20. Entwurf eines Gesetzes zur Reform des Scheinvaterregresses, zur Rückbenennung 
und zur Änderung des Internationalen Familienrechtsverfahrensgesetzes 
 

gemäß Artikel 76 Absatz 2 GG 
Drucksache 493/16 

Drucksache 493/1/16 
 

Die Landesregierung hat die Stellungnahme des Bundesrates nur teilweise unterstützt.  
 

  R  
FJ  
FS  

21. 
GrüLi 

Entwurf eines Zweiten Gesetzes zur Änderung des Kreislaufwirtschaftsgesetzes 
 

gemäß Artikel 76 Absatz 2 GG 

Drucksache 494/16 
 

Die Landesregierung hat keine Einwendungen gegen den Gesetzentwurf erhoben. 
 

  U  
Wi  

22. 
GrüLi 

Entwurf eines Sechzehnten Gesetzes zur Änderung des Soldatengesetzes 
 

gemäß Artikel 76 Absatz 2 GG 
Drucksache 495/16 

 
Die Landesregierung hat keine Einwendungen gegen den Gesetzentwurf erhoben. 

 

  V  
In  
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23. Entwurf eines Gesetzes zur Einführung einer Berufszulassungsregelung für gewerb-
liche Immobilienmakler und Verwalter von Wohnungseigentum 
 

gemäß Artikel 76 Absatz 2 GG 

Drucksache 496/16 
Drucksache 496/1/16 

 
Die Landesregierung hat die Stellungnahme des Bundesrates überwiegend unterstützt.  

 

  Wi  
AV  
R  
 Wo  

24. 
GrüLi 

Entwurf eines Gesetzes zu den Vorschlägen der Europäischen Kommission vom 7. 
März 2016 für Beschlüsse des Rates zur Festlegung von Standpunkten der Union in 
den Stabilitäts- und Assoziationsräten EU - Republik Albanien sowie EU - Republik 
Serbien im Hinblick auf die Beteiligung der Republik Albanien sowie der Republik 
Serbien als Beobachter an den Arbeiten der Agentur der Europäischen Union für 
Grundrechte und die entsprechenden Modalitäten im Rahmen der Verordnung (EG) 
Nr. 168/2007 des Rates 
 

gemäß Artikel 76 Absatz 2 GG 
Drucksache 438/16 
 

Die Landesregierung hat keine Einwendungen gegen den Gesetzentwurf erhoben. 
 

  AA  
EU  
R  

25. 
GrüLi 

Entwurf eines Gesetzes zu dem Protokoll vom 7. April 2016 zwischen der Regierung 
der Bundesrepublik Deutschland und der Regierung der Französischen Republik 
über den grenzüberschreitenden Einsatz von Luftfahrzeugen zur Ergänzung des Ab-
kommens vom 9. Oktober 1997 über die Zusammenarbeit der Polizei- und Zollbe-
hörden in den Grenzgebieten 
 

gemäß Artikel 76 Absatz 2 GG 

Drucksache 498/16 
 

Die Landesregierung hat keine Einwendungen gegen den Gesetzentwurf erhoben. 
 

  In  
Vk  

26. 
GrüLi 

Entwurf eines Gesetzes zu dem Protokoll vom 19. Mai 2016 zum Nordatlantikvertrag 
über den Beitritt Montenegros 
 

gemäß Artikel 76 Absatz 2 GG 

Drucksache 497/16 
 

Die Landesregierung hat keine Einwendungen gegen den Gesetzentwurf erhoben. 
 

  V  

27. 
GrüLi 

Bericht über die Ergebnisse der Modellvorhaben zur Einführung einer Modellklau-
sel in die Berufsgesetze der Hebammen, Logopäden, Physiotherapeuten und Er-
gotherapeuten 
 

Drucksache 479/16 

Drucksache 479/1/16 
 

Die Landesregierung hat die Stellungnahme des Bundesrates unterstützt.  
 

  G  
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28. 
GrüLi 

Gemeinsame Mitteilung an das Europäische Parlament und den Rat: 
Künftige Strategie der EU für internationale Kulturbeziehungen 
JOIN(2016) 29 final 
 

gemäß §§ 3 und 5 EUZBLG 
Drucksache 382/16 

Drucksache 382/1/16 
 

Die Landesregierung hat die Stellungnahme des Bundesrates unterstützt.  
 

  EU  
K  

29. Mitteilung der Kommission an das Europäische Parlament, den Rat, den Europäischen 
Wirtschafts- und Sozialausschuss und den Ausschuss der Regionen: 
Unterstützung der Prävention von Radikalisierung, die zu extremistisch motivierter 
Gewalt führt 
COM(2016) 379 final 
 

gemäß §§ 3 und 5 EUZBLG 

Drucksache 335/16 
Drucksache 335/1/16 

 
Die Landesregierung hat die Stellungnahme des Bundesrates unterstützt.  

 

  EU  
FJ  
In  
 K  
R  

30. 
GrüLi 

Mitteilung der Kommission an das Europäische Parlament, den Rat, den Europäischen 
Wirtschafts- und Sozialausschuss und den Ausschuss der Regionen: 
Aktionsplan für die Integration von Drittstaatsangehörigen 
COM(2016) 377 final 
 

gemäß §§ 3 und 5 EUZBLG 

Drucksache 380/16 
Drucksache 380/1/16 

 
Die Landesregierung hat die Stellungnahme des Bundesrates unterstützt.  

 

  EU  
AIS  
FJ  
 G  
In  
K  

31. a) Vorschlag für eine Verordnung des Europäischen Parlaments und des Rates über die 
Einbeziehung der Emissionen und des Abbaus von Treibhausgasen aus Land-
nutzung, Landnutzungsänderungen und Forstwirtschaft (LULUCF) in den Rah-
men für die Klima- und Energiepolitik bis 2030 und zur Änderung der Verordnung 
Nr. 525/2013 des Europäischen Parlaments und des Rates über ein System für die 
Überwachung von Treibhausgasemissionen sowie für die Berichterstattung über 
diese Emissionen und über andere klimaschutzrelevante Informationen 
COM(2016) 479 final; Ratsdok. 11494/16 
 

gemäß Artikel 12 Buchstabe b EUV und §§ 3 und 5 
EUZBLG 

Drucksache 385/16 
zu Drucksache 385/16 

Drucksache 385/1/16 
 

Die Landesregierung hat die Stellungnahme des Bundesrates überwiegend unterstützt.  
 

  EU  
AV  
U  
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31. b) Vorschlag für eine Verordnung des Europäischen Parlaments und des Rates zur 
Festlegung verbindlicher nationaler Jahresziele für die Reduzierung der Treib-
hausgasemissionen im Zeitraum 2021 - 2030 zwecks Schaffung einer krisenfesten 
Energieunion und Erfüllung der Verpflichtungen aus dem Übereinkommen von Paris 
sowie zur Änderung der Verordnung (EU) Nr. 525/2013 des Europäischen Parla-
ments und des Rates über ein System für die Überwachung von Treibhaus-
gasemissionen sowie für die Berichterstattung über diese Emissionen und über an-
dere klimaschutzrelevante Informationen 
COM(2016) 482 final; Ratsdok. 11483/16 
 

gemäß Artikel 12 Buchstabe b EUV und §§ 3 und 5 
EUZBLG 
Drucksache 386/16 

zu Drucksache 386/16 
Drucksache 386/1/16 

 
Die Landesregierung hat die Stellungnahme des Bundesrates nur teilweise unterstützt.  

 

  EU  
AV  
U  
 Vk  
Wi  

32. 
GrüLi 

Vorschlag für einen Beschluss des Europäischen Parlaments und des Rates über ein 
Europäisches Jahr des Kulturerbes 
COM(2016) 543 final 
 

gemäß Artikel 12 Buchstabe b EUV und §§ 3 und 5 
EUZBLG 

Drucksache 481/16 
zu Drucksache 481/16 

Drucksache 481/1/16 
 

Die Landesregierung hat die Stellungnahme des Bundesrates unterstützt.  

 

  EU  
K  
Wi  

33. 
GrüLi 

Vorschlag für eine Verordnung des Europäischen Parlaments und des Rates zur 
Schaffung eines gemeinsamen Rahmens für europäische Statistiken über Perso-
nen und Haushalte auf der Grundlage von Einzelpersonendaten aus Stichprobener-
hebungen 
COM(2016) 551 final; Ratsdok. 11774/16 
 

gemäß Artikel 12 Buchstabe b EUV und §§ 3 und 5 
EUZBLG 

Drucksache 478/16 
zu Drucksache 478/16 

Drucksache 478/1/16 
 

Die Landesregierung hat die Stellungnahme des Bundesrates unterstützt.  
 

  EU  
AIS  
Fz  
 G  
In  
Wi  

34. Verordnung zur Umsetzung der Richtlinie 2013/35/EU und zur Änderung von Arbeits-
schutzverordnungen 
 

gemäß Artikel 80 Absatz 2 GG 
Drucksache 469/16 

Drucksache 469/1/16 
 

Die Landesregierung hat der Verordnung zugestimmt.  
 

  
AIS  
G  
Wi  
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35. 
GrüLi 

Verordnung zur Umsetzung der Richtlinie 2014/27/EU und zur Änderung von Arbeits-
schutzverordnungen 
 

gemäß Artikel 80 Absatz 2 GG 

Drucksache 470/16 
Drucksache 470/1/16 

 
Die Landesregierung hat der Verordnung zugestimmt. Darüber hinaus hat sie das 
Fassen einer Entschließung unterstützt.  

 

  
AIS  
G  
U  
 Wi  

36. 
GrüLi 

Verordnung zur Ermittlung des Arbeitseinkommens aus der Land- und Forstwirtschaft 
für das Jahr 2017 (Arbeitseinkommenverordnung Landwirtschaft 2017 - AELV 
2017) 
 

gemäß Artikel 80 Absatz 2 GG 

Drucksache 472/16 
 

Die Landesregierung hat der Verordnung zugestimmt.  
 

  
AIS  
AV  
Fz  

37. 
GrüLi 

Achtundfünfzigste Verordnung zur Durchführung des § 172 des Bundesentschädi-
gungsgesetzes 
 

gemäß Artikel 80 Absatz 2 GG 
Drucksache 511/16 

zu Drucksache 511/16 
 

Die Landesregierung hat der Verordnung zugestimmt.  
 

  Fz  

38. Verordnung zur Anpassung der festen Beträge im Rahmen der Wahlkostenerstattung 
durch den Bund (WahlkostenV) 
 

gemäß Artikel 80 Absatz 2 GG 

Drucksache 430/15 
Drucksache 560/16 

 
Die Landesregierung hat der Verordnung zugestimmt.  

 

  In  
Fz  

39. Verordnung zur Änderung der Verordnung über genehmigungsbedürftige Anlagen 
und zur Änderung der Verordnung über Emissionserklärungen 
 

gemäß Artikel 80 Absatz 2 GG 

Drucksache 476/16 
Drucksache 476/1/16 

 
Die Landesregierung hat der Verordnung nach Maßgaben überwiegend zugestimmt.  

 

  U  
AIS  
AV  
 Wi  

40. Zweite Verordnung zur Fortentwicklung der abfallrechtlichen Überwachung 
 

gemäß Artikel 80 Absatz 2 GG 

Drucksache 477/16 
Drucksache 477/1/16 

 
Die Landesregierung hat der Verordnung nach Maßgaben im wesentlichen zugestimmt.  

 

  U  
Fz  
In  
 Wi  
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41. 
GrüLi 

Verfahren vor dem Bundesverfassungsgericht 
 

Drucksache 519/16 
 

Die Landesregierung hat sich zu dem Verfahren nicht geäußert und ist nicht 
beigetreten.  

 

  R  

42. Entwurf eines Gesetzes zur weiteren Umsetzung der Wohnimmobilienkreditrichtlinie 
 

gemäß Artikel 76 Absatz 1 GG 

Antrag der Länder Baden-Württemberg, Hessen, Beitritt 
Bayern 
gemäß § 36 Absatz 2 GO BR 

Drucksache 578/16 
 

Die Vorlage wurde an die Ausschüsse zur Beratung überwiesen.  
 

  

43. Entwurf eines Gesetzes zur Finanzierung der Lärmsanierung an Straßen in kommuna-
ler Baulast (Lärmsanierungsfinanzierungsgesetz - LärmSanFinG) 
 

gemäß Artikel 76 Absatz 1 GG 

Antrag des Landes Nordrhein-Westfalen 
gemäß § 36 Absatz 2 GO BR 

Drucksache 572/16 
 

Die Vorlage wurde an die Ausschüsse zur Beratung überwiesen.  
 

  

44. Entschließung des Bundesrates zur Vollendung der Nachkrisenreformagenda des 
Basler Ausschusses für Bankenaufsicht (BCBS) 
 

Antrag des Freistaates Bayern 
gemäß § 36 Absatz 2 GO BR 

Drucksache 575/16 
 

Die Vorlage wurde an die Ausschüsse zur Beratung überwiesen.  
 

  

45. Entschließung des Bundesrates zur Verbesserung der Verbraucherfreundlichkeit von 
Allgemeinen Geschäftsbedingungen (AGB) 
 

Antrag des Landes Hessen 
gemäß § 36 Absatz 2 GO BR 

Drucksache 577/16 
 

Die Vorlage wurde an die Ausschüsse zur Beratung überwiesen.  
 

  

46. Wahl einer Richterin des Bundesverfassungsgerichts 
 

gemäß Artikel 94 Absatz 1 GG i.V.m. §§ 5 und 7 BVerfGG 
Drucksache 588/16 

 
Die Landesregierung hat den Wahlvorschlag unterstützt. 
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47. 
GrüLi 

Vorschlag für eine Richtlinie des Europäischen Parlaments und des Rates über die Be-
dingungen für die Einreise und den Aufenthalt von Drittstaatsangehörigen zur Aus-
übung einer umfassende Qualifikationen voraussetzenden Beschäftigung 
COM(2016) 378 final; Ratsdok. 10012/16 
 

gemäß §§ 3 und 5 EUZBLG 

Antrag des Freistaates Bayern 
gemäß § 35 GO BR 

Drucksache 350/16 
zu Drucksache 350/16 

 
Die Landesregierung hat von der Vorlage Kenntnis genommen.  

 

 EU 
AIS 
FS  
In 
K 
Wi 

 




